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(Nr. 5978.) Geſetz, betreffend die Rechtsverhaͤltniſſe der Schiffsmannſchaft auf den See⸗ 
8 ſchiffen. Vom 26. Maͤrz 1864. 


Wi. Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen de. 


verordnen, zur Ergaͤnzung der Vorſchriften des Deutſchen Handelsgeſetzbuches 
und des Einfuͤhrungsgeſetzes zu demſelben vom 24. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. 
S. 449.), uͤber die Rechtsverhaͤltniſſe der Schiffsmannſchaft auf den Seeſchiffen, 


mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages, für den ganzen Umfang Unferer 


Monarchie, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Seefahrtsbuͤchern. 


H. 1. : 5 2 0 

Ein Jeder, welcher auf einem Preußiſchen Seeſchiff als Schiffsmann zu 
fahren beabfichtigt, muß ſich von der Muſterungsbehoͤrde (§. 12.) des Hafens, 
in welchem er ſich zuerſt verheuern will, ein Seefahrtsbuch ausfertigen laſſen. 
Er hat, bevor das Seefahrtsbuch ausgefertigt werden kann, uͤber ſeinen Namen, 
ſeine Heimath und ſein Alter ſich auszuweiſen und, wenn er noch unter vaͤter⸗ 


licher Gewalt ſteht oder minderjaͤhrig iſt, die Genehmigung des Vaters oder 


Vormundes, Seeſchiffsdienſte zu nehmen, beizubringen. Kraft dieſer Genehmi⸗ 


ung iſt er, inſofern er das vierzehnte Lebensjahr uͤberſchritten hat, ruͤckſichtlickh 
des Abſchluſſes von Heuervertraͤgen und der aus einem ſolchen Vertrage en- 
fiehenden Rechte und Pflichten einem ſelbſtſtandigen Großjährigen gleich zu 
achten. Er kann jedoch, falls er noch minderjaͤhrig iſt, in Prozeſſen nur im 


Beiſtande ſeines Vaters oder Vormundes, oder, wenn dieſelben nicht im Be⸗ 
zirke des Prozeßgerichts ſich aufhalten, mit einem Rechts beiſtande auftreten, 
welchen als Litiskurator das Prozeßgericht ihm zuzuordnen hat und deſſen Pflicht 
\ Jahrgang 1864. (Fr. 5978.) 94 3 es 


Ausgegeben zu Berlin den 23. Dezember 1864. 


wi.ieſen habe. 


8 iſt, den Vater oder Vormund von dem Gegenſtande des Rechtsſtreits in 
Kenntniß zu ſetzen. 5 | | 


F. 2. 


Das Seefahrtsbuch hat die Beſtimmung, dem Schiffsmann zur Legiti⸗ 
mation zu dienen und uͤber jedes Dienſtverhaͤltniß, welches er eingeht, Auskunft 
zu geben. 


” 


H. 3. 


Das Seefahrtsbuch enthaͤlt den Namen, die Heimath, das Alter und 
die Beſchreibung (das Signalement) des Inhabers, nebſt ſeiner Unterſchrift, 
mindeſtens zwolf Blätter zur Eintragung der einzelnen Dienftverhältniffe und 
in einem Anhange den Abdruck der wichtigeren geſetzlichen Beſtimmungen, welche 
die Rechtsverhaͤltniſſe der Schiffsmannſchaft auf den Seeſchiffen betreffen. 


F. 4. 


Wird der Schiffsmann gerichtlich beſtraft, ſo iſt von dem Gericht die 
Beſtrafung in das Seefahrtsbuch einzutragen. 


H. 5. 


Ein neues Seefahrtsbuch wird dem Schiffsmann nur dann ausgefertigt, 
wenn er den Verluſt des fruͤher ausgefertigten glaubhaft macht. In dem neuen 
Seefahrtsbuche iſt von der Muſterungsbehoͤrde zu vermerken, daß daſſelbe in 
Folge des Verluſtes des früher ausgefertigten ertheilt ſei, und ob und inwie⸗ 

fern der Schiffsmann uͤber ſeine Schuldloſigkeit an dem Verluſte ſich ausge⸗ 


H. 6. 


Wenn das Seefahrtsbuch angefuͤllt, oder aus anderen Gruͤnden zum 
ferneren Gebrauch nicht mehr geeignet iſt, ſo iſt dem Schiffsmann auf ſein 
Verlangen ein zweites Seefahrtsbuch auszufertigen. Die Muſterungsbehoͤrde 
hat in einem ſolchen Falle in das erſte Seefahrtsbuch den Vermerk, daß ein 

zweites ausgefertigt fei, in das zweite den Vermerk, daß es eine Fortſetzung 
des erſten bilde, einzutragen. 


K. 


5 Die Ausfertigung eines neuen (H. 5.) oder eines zweiten ($. 6.) See 
fahrtsbuches erfolgt von der Muſterungsbehoͤrde des Hafens, in welchem der 
Schiffsmann deſſelben Behufs der Verheuerung bedarf. 


F. 8. | 


Zu den Seefahrtsbuͤchern find Formulare zu verwenden, welche von den 

Stempelvertheilern zum Preiſe von 12 Sgr. 6 Pf. fuͤr das einzelne Exemplar 
zu beziehen ſind. Wer die Ausfertigung eines Seefahrtsbuches verlangt, 155 i 
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das Formular eines solchen d r Muſterungsbehörde in Aus ferltain vorzu-. 
# legen. Die Ausfertigung felbft geſchieht gebühren- und fene 1 1 
’ | N 5. 9. | 8 N 8 ; 
Im Inlande darf Niemand für ein Preußiſches Schiff als Schiffsmann 

geheuert werden, welcher nicht mit einem Seefahrtsbuche verſehen iſt, und, ſo⸗ 
fern das von ihm vorgelegte Seefahrtsbuch eine Anmuſterung ergiebt, durch 


daſſelbe über die Beendigung des früheren Dienſtverhaͤltniſſes ſich auszuweiſen 
vermag. i 


§. 10. 


Der Schiffsmann, welcher ein für ihn ausgefertigtes Seefahrts buch „ 5 


ſichtlich beſeitigt und ſodann die Ausfertigung eines neuen Seefahrtsbuches nach⸗ 
ſucht, oder welcher die Ausfertigung eines neuen Seefahrtsbuches unter Ver⸗ 
ſchweigung der Ausfertigung des fruͤheren nachſucht, imgleichen der Schiffer, 
welcher der Vorſchrift des F. 9. zuwiderhandelt, hat Geldbuße bis zu funfzig 
Thalern und im Unvermögensfalle verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. 


7 


H. 11. U 


Jede Muſterungsbehoͤrde hat uͤber die von ihr ausgefertigten Seefahrts⸗ 
bicher ein Verzeichniß zu fuͤhren. 


Zweiter Abſchnitt. 
Mn der Anfertigung der Muſterrolle und der An⸗ und Abmuſterung. 


b. 1. 
reu⸗ 


Die Muſterrolle (Art. 529. des Deutſchen Handelsgeſetzbuches) eines Preu⸗ in 
ßiſeen Schiffes wird von der Mufterungsbehörde des Hafens angefertigt, in, be⸗ 
welhem die Schiffsmannſchaft geheuert wird. Fuͤr jeden Hafen wird eine be⸗ hen 
fonere Muſterungsbehoͤrde eingeſetzt. Die Mehrzahl der Mitglieder derſelben en 
ſoll zus Perſonen beſtehen, welche der Seeſchiffahrt kundig und im Schiffs dienſte ait 
erfaren ſind. Wo die Einſetzung einer ſolchen Muſterungsbehoͤrde nicht hat Der 
erfolen koͤnnen, gilt als Muſterungsbehoͤrde die Hafenpolizei⸗Behoͤrde. Dereiner 
sminiſter iſt beauftragt, die Muſterungsbehoͤrden einzurichten und mit einer 

e 


H. 13. 


Der Anfertigung der Muſterrolle geht die Anmuſterung voraus. Die 
Anmmerung befteht darin, daß der Schiffer oder deſſen Vertreter die Schiffs⸗ 
mannhaft der Muſterungsbehoͤrde vorſtellt und beide vor der letzteren den 

zwiſchn ihnen abgeſchloſſenen Heuervertrag verlautbaren. i 5 
er. 58) f a9 Die 


ee 1 | 5 nn a | „„ 
ER 5 Die Muſterungs behörde { g vollſtaͤndig zum Protokoll 1 
aufzunehmen. Das Protokoll iſt von dem Schiffer oder deſſen Vertreter und 

von einem jeden Schiffsmann zu unterzeichnen. 5 


H. 14. 


RER Jeder Schiffsmann hat bei der Anmuſterung über feine Perſoͤnlichkeit 

durch das Seefahrtsbuch (H. 1.) ſich auszuweiſen. Inſofern nach den beſtehen⸗ 
den Vorſchriften der Nachweis einer beſonderen Befaͤhigung zu dem uͤbernommenen 
ER Schiffsdienſte erforderlich iſt, muß auch dieſer Nachweis geführt werden. Wird 
5 den vorſtehenden Beſtimmungen nicht genügt, oder findet die Muſterungsbehoͤrde 
8 in Anſehung der Guͤltigkeit des Heuervertrages im Allgemeinen oder rüdjicht: 
lich einzelner darin enthaltener Beſtimmungen weſentliche Erinnerungen, fo ha‘ 
ſie ihre Mitwirkung bei der Anmuſterung bis zur Beſeitigung der Anſtaͤnde zu 
verſagen. Daſſelbe gilt, wenn die Muſterungsbehoͤrde bei der von ihr zu be: 
wirkendenßßpruͤfung ermittelt, daß der Schiffer nicht die vorgeſchriebene Be: 
faͤhigung beſitzt, oder daß der Anheuerung des einen oder anderen Schiffömanns 
die Vorſchriften uͤber die Militairdienſtpflicht entgegenſtehen. 


hat den Heuervertra 


H. 15. | 
S Die geſchehene Anmuſterung wird von der Mufterungsbehörde in den 
Seefahrtsbuche eines jeden Schiffsmanns vermerkt. Dieſer Vermerk dient zi⸗ 
gleich als Ausgangs- oder Seepaß. 0 
H. 16. | | 
SE Nach der Anmufternng wird von der Muſterungsbehoͤrde die Muſtr⸗ 

rolle angefertigt. Die Muſterrolle ſoll enthalten: ö 

N 1) den Namen und die Nationalitaͤt des Schiffes, 

2) den Namen und den Wohnort des Schiffers, 5 . 
3) den Namen und die Heimath eines jeden Schiffsmanns nebſt der Je- 
zeichnung ſeines Ranges, | 
4) den woͤrtlichen Inhalt des Protokolls Uber den zwiſchen dem Schfer 
und der Schiffsmannſchaft abgeſchloſſenen Heuervertrag ($. 13.) 
5) die Ausfertigungsklauſel nebſt Siegel und Unterſchrift der Muſterugs⸗ 
behoͤrde. il 

47% Reh 
Ä Die Anfertigung einer neuen Mufterrolle iſt erforderlich, wenn die Mun⸗ 
ſchaft von Neuem Eh i EN 


| 


uert wird. | 
„H. 18. | 


Die Anmuſterung eines erft nach Anfertigung der Muſterrolle geheerten 
Stchiffsmanns erfolgt nach Maaßgabe der $$. 13. bis 15. vor der Muſtaengs⸗ 
behoͤrde des Hafens, in welchem dieſelbe zuerſt geſchehen kann. N = 

x 16 %% 


en 


2 Die Muſterungs behörde hat den nachträglich. geheuerten Schiffsmann, 
unter Bezugnahme auf das tiber feine. Anmuſterung aufgenommene Protokoll, 

von welchem der Schiffer eine Ausfertigung erhaͤlt, in der Muſterrolle nachzu⸗ 
tragen. Wenn waͤhrend der Dauer der Gültigkeit der Muſterrolle ein Schiffs⸗ 
mann ausſcheidet, ſo iſt dies von der Muſterungsbehoͤrde, vor welcher derſelbe 
abgemuſtert wird (§. 19.), oder in Ermangelung einer Abmuſterung von der 
Muſterungsbehoͤrde des Hafens, in welchem es zuerſt geſchehen kann, in der 
Muſterrolle zu bemerken. 


$. 19. 


Nach der Abdankung erfolgt die Abmuſterung der Schiffsmannſchaft vor 
der Muſterungsbehoͤrde (F. 12.) des Hafens, in welchem dieſelbe abgedankt wird. 

Die Abmuſterung beſteht darin, daß der Schiffer die Schiffsmannſchaft 
unter Vorlegung der Muſterrolle der Muſterungsbehoͤrde vorſtellt und beide vor 
der letzteren die Aufloͤſung des Dienftverhäftniffes verlautbaren. 
ö Der Schiffer iſt verpflichtet, bei der Abdankung in das Seefahrtsbuch 
eines jeden Schiffsmanns einen Vermerk tiber die Rang⸗ und Dienſtverhaͤlt⸗ 
niffe, worin derſelbe geſtanden hat, einzutragen. Die Mufterungsbehörde hat 
dieſen Vermerk unter Beſcheinigung der Abmuſterung zu beglaubigen. Sie iſt 
verpflichtet, die Ausgleichung der zwiſchen dem Schiffer und der Schiffsmann⸗ 
ſchaft etwa beſtehenden Streitigkeiten zu verſuchen. f 
Ueber die Abmuſterung wird von der Muſterungsbehoͤrde ein kurzes Pro⸗ 
tokoll aufgenommen, deſſen Vollziehung; von Seiten des Schiffers und der 
Schiffsmannſchaft es nicht bedarf. : 

F. 20. = 

Wird ein einzelner Schiffsmann abgedankt, fo ift feine Abmuſterung na 

Maaßgabe des vorſtehenden Paragraphen zu bewirken. 


§. 21. 

Wenn in Folge eines See⸗Unfalls die Abdankung eines Schiffsmanns 
nicht moͤglich iſt, ſo hat die Muſterungsbehoͤrde des Hafens, in welchem es zu⸗ 
erſt geſchehen kann, nach Feſtſtellung der Sachlage die Beendigung des Dienſt⸗ 
verhaͤltniſſes in dem Seefahrtsbuche des Schiffsmanns zu vermerken. 


$. 22. 


8 Im Auslande tritt in Bezug auf die Anfertigung der Muſterrolle, deren 
Vervollſtaͤndigung oder Berichtigung, ſowie auf die An⸗ und Abmuſterung 
an die Stelle der Mufterungsbehörde der im Artikel 537. des Handelsgeſetzbuches 
bezeichnete Konſul. Die Legitimation durch ein Seefahrtsbuch (F. 14.) iſt bei 
der Anmuſterung im Auslande nicht erforderlich. g 


H. 23. 


Der Schiffer, durch deſſen Verſchulden eine vorgeſchriebene Abmuſterung 
Cr. 5978.) unter⸗ 


— „ ' 


unterbleibt, hat Geldbuße bis zu funkzig Thalern und im Une 
verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. 


H. 24. 


Fuͤr eine Anmuſterung, welche im Inlande erfolgt, einſchließlich der An⸗ 
fertigung oder Berichtigung der Muſterrolle, find von dem Schiffer für Rech⸗ 
nung des Rheders außer den tarifmäßigen Stempeln, Behufs Beſtreitung der 
Koſten der Muſterungsbehoͤrden, fuͤr jeden Schiffsmann 7 Sgr. 6 Pf. Gebuͤhren 
zu entrichten. Fuͤr eine Berichtigung der Muſterrolle ohne Anmuſterung, imgleichen 
für eine Abmuſterung werden im Inlande Stempel und Gebuͤhren nicht erhoben. 


ermögensfalle 1 


Dritter Abſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der Schiffsmannſchaft waͤhrend des 
Dienſtverhaͤltniſſes. 


Zaur Ergänzung der Artikel 531. ff. des Deutſchen Handelsgeſetzbuches 
wird Folgendes beſtimmt: a 
. H. 25. 
Zum erſten Abſatz des Artikels 531. 


5 Der Schiffsmann darf bis zur Abmuſterung ohne Erlaubniß des Schiffers 
das Schiff nicht verlaſſen. Iſt ihm eine ſolche Erlaubniß ertheilt, ſo muß er 
zur feſtgeſetzten Zeit und jedenfalls, ſofern nicht ausdrücklich das Gegentheil be⸗ 
willigt iſt, vor acht Uhr Abends zuruͤckkehren. 


H. 26. 
Zum zweiten Abſatz des Artikels 531. 


Dem Schiffsmann gebuͤhrt außer der Heuer Bekoͤſtigung, und fo lange 
ihm in Folge eines Unfalls oder aus anderen Gründen auf dem Schiffe kein 
Unterkommen gewaͤhrt wird, ein anderweitiges angemeſſenes Unterkommen. 

Am Bord des Schiffes hat die Schiffsmannſchaft auf einen nur für ſie 
und ihre Effekten beſtimmten, wohlverwahrten und genügend zu luͤftenden Logis⸗ 
raum Anſpruch. Der Logisraum, mit Ausnahme des Kojenraumes, muß min⸗ 
deſtens 43 Fuß hoch und jo groß fein, daß auf jeden Schiffsmann, einſchließlich 


feines Kojenraumes, mindeſtens 65 Kubikfuß kommen. In Betreff der Schiffe, 


„ 


welche vor Erlaß dieſes Geſetzes bereits gebaut ſind, tritt vorſtehende Beſtimmung 

erſt mit dem 1. Januar 1866, in Kraft. 5 

Die dem Schiffsmann fuͤr den Tag mindeſtens zu verabreichenden Speiſen 

und Getraͤnke werden durch die örtlichen Verordnungen und in deren Ermangelung 

durch den Ortsgebrauch des Hafens beſtimmt, in welchem die Schiffsmannſchaft 

geheuert iſt. Die Bezirksregierungen ſind ermaͤchtigt, ſolche Verordnungen 15 
8 ü 5 9 n= 1 
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x 


1 699 
Anhörung der Lokalbehoͤrden und der 
Aus dem Protokoll, welches die Muſterungsbehoͤrde bei der Anmuſterung auf⸗ 
zunehmen hat (H. 13.), muß erhellen, was dem Schiffsmann an Speiſe und 
Trank täglich gebuͤhrt. 5 f 
f Der Schiffsmann darf die verabreichten Speiſen und Getraͤnke nur zu 
ſeinem eigenen Bedarf verwenden und nichts davon veraͤußern oder bei Seite 
bringen. Es iſt unſtatthaft, daß der Schiffer, welcher nicht Alleineigenthuͤmer 
15 1 7 90 iſt, die Beköͤſtigung der Schiffsmannſchaft auf eigene Rechnung 
rnimmt. N . 


§. 27. 
Zum Artikel 532. 


Im Inlande wird der Streit zwiſchen dem Schiffsmann, welcher nach 
der Anmuſterung den Antritt oder die Fortſetzung des Dienſtes verſagt, und 
dem Schiffer, welcher den Antritt oder die Fortſetzung des Dienſtes verlangt, 
von der Muſterungsbehoͤrde des Hafens, wo das Schiff ſich befindet, unter 
Vorbehalt des Rechtsweges entſchieden. Die Entſcheidung der Muſterungs⸗ 
behoͤrde iſt bis zu ihrer etwaigen Abaͤnderung durch gerichtliches Erkenntniß 
vollſtreckbar. Der Schiffsmann, welcher entweicht (deſertirt), verliert, unbeſchadet 
der Verpflichtung zum Erſatz des durch die Entweichung verurſachten Schadens, 
die verdiente Heuer. 5 2 

Der $. 279. des Strafgeſetzbuches und das Geſetz vom 20. März 1854. 
(Geſetz⸗Samml. S. 137.) werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
beruͤhrt. 5 

H. 28. 
Zum erſten Abſatz des Artikels 533. 


Der Schiffsmann iſt verpflichtet, den Anordnungen des Schiffers gemaͤß, 
alle fuͤr Schiff und Ladung ihm uͤbertragenen Arbeiten, insbeſondere bei dem 
Laden und Stauen und Loͤſchen, ſowie bei der Ausruͤſtung und Reparatur des 
Schiffes, ſowohl an Bord deſſelben und in deſſen Booten, als in den Leichter⸗ 
fahrzeugen und auch am Lande, bei Tage ſowohl als bei Nacht, nach beſten 
Kräften zu verrichten. Wenn jedoch das Schiff innerhalb eines geſchuͤtzten 
Hafens liegt, ſo iſt der Schiffsmann bei dem Laden, Stauen und Loͤſchen nur 
in Nothfaͤllen länger als zwölf Stunden täglich zu arbeiten ſchuldig. Auf die 
zwolfſtuͤndige Arbeitszeit kommt eine Stunde Ruhe zu Mittag und je eine halbe 
Stunde Ruhe zum Früͤhſtuͤck und zum Abendbrod in Anrechnung. 8 

Der Schiffsmann muß bei jeder Seegefahr jede ihm moͤgliche Hülfe zur 
Erhaltung und Rettung des Schiffes oder der Ladung und der Reiſenden leiſten 
und an Bord ausharren, bis der Schiffer ihm das Schiff zu verlaſſen erlaubt, 
oder ſelbſt das Schiff verlaͤßt. 

$. 29. 
Zum zweiten Abſatz des Artikels 533, f 

Der Schiffsmann hat nach den von dem Schiffer zur Erhaltung 15 

Ar, 5078) | Ord⸗ 


VVV 
Ordnungz und Eintracht an Bord getroffenen Anordnungen ſich ſorgfaͤltig zu 
richten. Zuwiderhandlungen koͤnnen von dem Schiffer nach Maaßgabe des 


a 


| 5 Geſetzes vom 31. März 1841. (Geſetz⸗Samml. S. 64.) geahndet werden. 


Der H. 2. des gedachten Geſetzes wird dahin abgeaͤndert: 


Im Falle einer dem Schiffe drohenden Gefahr, ſowie bei Meute⸗ 
reien oder Gewaltthaͤtigkeiten der Schiffsmannſchaft, iſt dem Kapitain 
(Schiffer), um ſeinen Befehlen Gehorſam zu verſchaffen, die Anwen⸗ 
dung aller zur Erreichung des Zweckes nothwendigen Mittel geſtattet. 
In allen Fallen iſt der Kapitain vermoͤge der ihm zuſtehenden Diszi⸗ 
plinargewalt ($. 1.) befugt: 


a) Geldſtrafen bis zu fuͤnf Thalern zum Beſten der Armenkaſſe des 
Heimathshafens des Schiffes, 5 
b) Schmaͤlerung der Koſt, 
c) 0 bis zu acht Tagen, noͤthigenfalls bei Waſſer und 
rod, ö 
d) ⸗Anſchließen mittelſt eiſerner Feſſeln in den unteren Raͤumen des 
Schiffes bis zur Dauer von drei Tagen P 


zu verfügen. 


Welche von dieſen Strafen anzuwenden iſt, hat der Kapitain 
nach der groͤßeren oder geringeren Strafbarkeit zu ermeſſen. 

Giebt der Schiffsmann durch ungebührliches Betragen dem 
Kapitain zu Scheltworten oder geringen Thaͤtlichkeiten Veranlaſſung, 
fo kann er deshalb keine gerichtliche Genugthuung fordern. Die Schiffe: 
jungen ſind der vaͤterlichen Zucht des Kapitains unterworfen. 


a Der Stellvertreter, auf welchen im Fall der Verhinderung des Schiffers 
deſſen Disziplinargewalt übergeht ($. 18. des Geſetzes vom 31. März 1841.) 
hat der Schiffsmannſchaft gegenuͤber alle Rechte des Schiffers. 


$. 30. 
Zum zweiten Abſatz des Artikels 533. 


f Der Schiffer hat das Seefahrtsbuch des Schiffsmanns bis zur Beendi⸗ 
gung des Dienſtperhaͤltniſſes in Verwahrung zu nehmen. Er iſt verpflichtet, 
demſelben nach der Beendigung des Dienſtverhaͤltniſſes auf ſein Verlangen ein 
vollſtaͤndiges Fuͤhrungszeugniß zu ertheilen. Das letztere darf in das Seefahrts⸗ 
buch nichts eingetragen werden. Die Unterſchrift des Schiffers unter dem 
Zeugniß iſtzvon der Mufterungsbehörde zu beglaubigen. Die dem Schiffsmann 
in dem Zeugniß zur Laſt gelegten Befchuldigungen find auf deſſen Antrag von 
der Muſterungsbehoͤrde einer näheren Erörterung zu unterziehen; das Ergebniß 
der Unterfuchung iſt auf dem Zeugniß zu vermerken. Die Führungszeugniffe 
einſchließlich der Beglaubigung derſelben find ſtempelfrei. 4 

. Enn 


= Ein Abdruc der wichtigeren Beflinitningen, we 
der Schiffsmannſchaft auf den Seefchiffen betreffen (. 3.), muß zur Einſicht der 
Schiffsmannſchaft auf jedem Schiffe bereit liegen. | ar 


H. 31. 


Zum Artikel 534. 


Der Schiffsmann, welcher dem Artikel 534, zuwider Guͤter an Bord 
bringt, oder welcher geiſtige Getraͤnke oder an Taback mehr mit ſich fuͤhrt, als 


er zu feinem Bedarf noͤthig hat, hat der See-Armenkaſſe und in deren Erman⸗ 


gelung der Orts-⸗Armenkaſſe des Hafens, wo die Muſterrolle aufgenommen 
worden iſt, den Betrag einer Monats heuer zu entrichten. Iſt die Heuer in 
Bauſch und Bogen bedungen, ſo kommt der Artikel 546. des Deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuches zur Anwendung. Der Artikel 278. des Strafgeſetzbuches wird durch 
die vorſtehenden Beſtimmungen nicht beruͤhrt. 


H. 32. 
Zum Artikel 536. 

Der Schiffer hat dem Schiffsmann vor Antritt der Reiſe ein Abrechnungs⸗ 
buch zu uͤbergeben, in welches jede auf die Heuer geleiſtete Vorſchuß⸗ und 
Abſchlagszahlung einzutragen iſt. = 

F. 33. 
Zum Artikel 542. 

Im Falle des Verluſtes des Schiffes darf der Schiffsmann von dem 
Schiffer ohne deſſen Genehmigung erſt nach Beendigung der Bergung und nach 
Ablegung der Verklarung ſich trennen. 5 

$. 34. 
Zum dritten Abſatz des Artikels 547. 


Der Schiffsmann kann ſeine Entlaſſung fordern, wenn er Gelegenheit 


findet, die Fuͤhrung eines Schiffes zu erlangen und dieſe Gelegenheit ihm durch 
die Fortſetzung des Dienſtes verloren gehen würde, oder wenn er zur Prüfung 
als Schiffer oder Steuermann verſtattet iſt, in beiden Fallen jedoch nur dann, 
wenn er einen geeigneten Erſatzmann ſtellt, welcher unter denſelben Beſtimmungen 
ſich zu verheuern bereit iſt. | ? | 4 g 

55 Der Schiffsmann, welcher aus einem der vorſtehenden Gruͤnde ſeine Ent⸗ 
laſſung nimmt, hat nur auf die verdiente Heuer Anſpruch. 


Jahrgang 1864. (Nr. 59785979) i 95 H. 35. 


che die Rechtsverhäͤlkniſſe 


anf 


$. 35. 
Zum Artikel 553. Be 
Der Schiffer darf einen inlaͤndiſchen Schiffsmann im Auslande wider 5 
deſſen Willen nur mit Genehmigung des im Artikel 537. des Handelsgeſetzbuches 
bezeichneten Konſuls zuruͤcklaſſen, jedoch unbeſchadet der Beſtimmung des H. 14. 
des Geſetzes vom 31. März 1841. Der Konſul ſoll die Genehmigung nur 
dann ertheilen, wenn nicht allein ein geſetzlicher Grund der Entlaſſung vor⸗ 
handen iſt, ſondern wenn der Schiffer zugleich nachweiſt, daß ein dringender 
Grund vorliegt, den Schiffsmann vom Bord zu entfernen, und daß derſelbe 
dadurch in keine huͤlfloſe Lage gerathen wird. 
SE Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koniglichen Inſiegel. 
8 Gegeben Berlin, den 26. Maͤrz 1864. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
i f Gr. zu Eulenburg. 2 


Fr. 5979.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. Oktober 1864., betreffend die Genehmigung des 
8 d Nachtrages zu dem Statute der großen Berliniſchen Prediger- und Schul⸗ 
lehrer⸗Wittwenkaſſe. 


8 fi 
an. 2 5 Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 24. d. Mts. will Ich dem zuruͤck⸗ 
= folgenden Nachtrag zu dem Statute der großen Berliniſchen Prediger und 
2 A Schullehrer⸗Wittwenkaſſe Meine Genehmigung hiermit ertheilen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


= Schloß Babelsberg, den 26. Oktober 1864, 


v. Mühler. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


An den Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten, den Juſtiz⸗ 8 
Miniſter und den Miniſter des Innern. 


Nachtrag 


zu dem 


Statute der großen Berliniſchen Prediger⸗ und Schullehrer⸗ 
Wittwenkaſſe vom I 1847. 


Nach dem urfprünglichen Statute der großen Berliniſchen Prediger⸗ und 
Schullehrer-Wittwenkaſſe vom 24. Oktober 1706. waren zur Aufnahme in den 
Verband derſelben ſaͤmmtliche in lutheriſchen Stellen angeſtellte Geiſtliche und 
Lehrer in dem damaligen Umfang der Monarchie berechtigt, und der Zweck der 
Kaſſe ging dahin, bei der Unzulaͤnglichkeit der aus den Kreis⸗ oder Spezial⸗ 
Wittwenkaſſen fließenden Penſionen neben den letzteren eine anderweite laufende 
Unterſtuͤtzung den Hinterbliebenen der Geiſtlichen und Lehrer zu gewähren. 


Da allmaͤlig die Anzahl der Mitglieder ſich ſtark vermehrte und durch 


die zahlreichen zu leiſtenden Penſionen dem Beſtehen der Kaſſe Gefahr drohte, 
ſahen ſich die Mitglieder genoͤthigt, den urſpruͤnglichen Kreis der zum Beitritt 
Berechtigten im Verlaufe der Zeit mehr und mehr zu beſchraͤnken. — Durch 
einen demnaͤchſt in das Statut vom 15. Oktober 1804. aufgenommenen, bereits 
früher zur Ausführung gebrachten Beſchluß wurden vom Jahre 1782. ab unter 


Anderem ſaͤmmtliche außerhalb Berlins angeſtellte Geiſtliche „ 1 5 
der Theilnahme ausgeſchloſſen, und durch das dritte Statut vom ee 


ſowie durch das vierte Statut vom I au 1847. wurde die Beitrittsberech⸗ 


22. Juli 5 25 

tigung auf die Inhaber gewiſſer Stellen in Berlin beſchraͤnkt. | 

Nachdem nun in Folge diefer Maßnahmen die Lage der Kaffe ſich 
erheblich verbeſſert hat und das Beſtehen derſelben durch Anſammlung eines 
entſprechenden Kapitalvermoͤgens geſichert worden iſt, ſoll auf eine allmaͤlige 
Erweiterung des Kreiſes der zur Theilnahme Berechtigten durch Aufnahme 
neuer Stellen wieder Bedacht genommen und damit der Anfang gemacht werden, 
ſobald das Kapitalvermögen die Höhe von 78,000 Thalern wird erreicht haben. 

Ueber das hierbei zu beobachtende Verfahren wird in den nachfolgenden 
ſtatutariſchen Beſtimmungen das Noͤthige feſtgeſetzt. In dieſelben ſind gleich⸗ 
zeitig einige das bisherige Statut ergaͤnzende und erlaͤuternde Feſtſetzungen auf⸗ 
genommen worden. a 

- §. 1. i 

Jedesmal, wenn in Gemaͤßheit der Beſtimmungen im H. 5. des Statuts 

Ar. 5979.) 9555 vom 


De 


vom 3 1847. die Anzahl der wirklichen Mitglieder des Verbandes um 
Eins vermehrt wird, wird auch einer der bisher nicht berechtigten geiſtlichen 
oder Lehrer⸗Stellen in Berlin die Berechtigung für den jedesmaligen Inhaber 
zum Beitritt zu dem Kaſſenverbande verliehen, und zwar immer abwechſelnd, 
einer geiſtlichen und dann einer Lehrer⸗Stelle. 


Außerdem ſoll eine Vermehrung der berechtigten Stellen fuͤr den Fall 
geſtattet ſein, wenn einmal wirkliche Mitglieder nicht in der ſtatutenmaͤßig feſt⸗ 
geſetzten Anzahl vorhanden ſein ſollten. Tritt dieſer Fall ein, ſo wird die 
Theilnahmeberechtigung der nach H. 2. dieſes Nachtrages zunaͤchſt an der Reihe 
befindlichen Stelle verliehen. Iſt der Inhaber derſelben dem Verbande bei⸗ 
zutreten nicht geneigt oder verhindert, fo wird nach Ablauf eines Jahres, falls 
inzwiſchen nicht anderweitig eine Ergänzung der Mitglieder ftattgefunden hat, 
eine neue Stelle und wiederum die nächfiberechtigte aufgenommen, und dies 
Verfahren fortgeſetzt bis zur Aufnahme einer Stelle, deren Inhaber wirklich 
beitritt, oder bis die Anzahl der Mitglieder ſich anderweit ergaͤnzt hat. 


§. 2. 


8 Bei der Verleihung der Beitrittsberechtigung werden zunaͤchſt diejenigen 

Kirchen und Gymnaſien beruͤckſichtigt, deren Geiſtliche reſp. Lehrer bisher von 
der Theilnahme ausgeſchloſſen geweſen ſind. Die Reihenfolge wird durch das 
Alter der Kirchen und der Gymnaſien beſtimmt und iſt in der unten folgenden 
Tabelle für die zunaͤchſt zur Theilnahme Gelangenden angegeben. Einer jeden 
der bisher nicht theilnahmeberechtigten Kirchen oder Lehranſtalten wird jedoch 
f he nur fuͤr einen Geiſtlichen reſp. einen Lehrer die Beitrittsberechtigung 
verliehen. 

Bei den Gymnaſien tritt, ſobald die bisher nicht theilnahmeberechtigten 
Lehranſtalten die Theilnahmeberechtigung fuͤr je eine Stelle erlangt haben, der 
folgende Turnus ein. Das Berliniſche Gymnaſium, welches bereits fuͤr ſechs 
Lehrer die Berechtigung zum Beitritt beſitzt, bleibt vorläufig unberuüͤckſichtigt, 
und mit der weiteren Verleihung der Theilnahmeberechtigung für je eine Stelle 
wird bei dem Köllnifchen begonnen und damit bis zu dem jüngften, einſchließlich 
der inzwiſchen etwa neu gegruͤndeten, fortgefahren, demnaͤchſt aber dieſer Turnus 
immer wiederholt, bis das Koͤllniſche, Friedrichs-Werderſche und das Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Gymnaſium ebenfalls je fuͤr ſechs Lehrer die Beitrittsberechtigung 
erlangt haben. Alsdann bleibt der Turnus nur auf die neueren Gymnaſien 
beſchraͤnkt, bis auch dieſe zu einer gleichen Berechtigung gelangt ſind. Erſt 
hiernach beginnt der Turnus wieder bei dem Berliniſchen Gymnaſium. 
Wenn ſaͤmmtliche Pfarrkirchen Berlins die Theilnahmeberechtigung für 
je eine Stelle erlangt haben, alsdann follen bei der weiteren Verleihung der 
Theilnahmeberechtigung nach der durch das Alter beſtimmten Reihenfolge die 
mit Parochialrechten ausgeſtatteten Anſtaltskirchen und ſodann diejenigen Kirchen 
beruͤckſichtigt werden, welche mehr als eine fundirte Pfarrſtelle beſitzen. 

s Die nach vorſtehenden Beſtimmungen zunaͤchſt ſich ergebende Reihenfolge 
iſt nachſtehende: 3 
i 1. In⸗ 


Kirche. 


1. Invalidenhaus⸗ 1748. 
3 (Civilgemeinde) 

. riedrichs⸗ 1856. 
3. St. Johannis ⸗Baptiſta⸗ > 1835, 
4. Wilhelms⸗ 1861. 
5. St. Eliſabeth⸗ 1835. 
6. Koͤllniſches⸗ 

5 ; Nazareth⸗ f 1835. 

5 riedrichs⸗Werderſches⸗ 

9. St. Pauls⸗ 1 8 1835. 
10. Friedrich⸗Wilhelms⸗ 

11. St. Jacobi⸗ 1845. 
12. Friedrichs⸗ 

13. St. Matthaͤi⸗ 1846. 
14. i Wilhelms⸗ 

15. St. Mareus⸗ 5 1854. 
16. Koͤllniſches⸗ 

17. St. Andreas⸗ 1854. 
18. 2 Friedrichs⸗Werderſches⸗ 

19. St. Bartholomaͤus⸗ 1854. 
20. Friedrich⸗Wilhelms⸗ 5 
21. St. Philippus⸗Apoſtel⸗ 1856. 
22. Friedrichs⸗ 

23. St. Johannes-Evangeliſt⸗ . 1856. 
24, Wilhelms⸗ 


Von der Theilnahme uͤberhaupt ausgeſchloſſen bleiben die Domkirche, 
die Parochialkirche, die Militair- und die Franzoͤſiſchen Kirchen, und von den 
Gymnaſien das Joachimsthalſche und das Franzoͤſiſche, da dieſe Kirchen und 
Anſtalten nach dem urſpruͤnglichen Statute ausgeſchloſſen waren. 


H. 3. 

Zur Ergänzung der Beſtimmungen im H. 9. des Statuts wird hierdurch 
feſtgeſetzt, daß der daſelbſt unter Nr. 1. erwähnte Beitrag für die Zeit der 
Anwartſchaft von fuͤnf Thalern, nur fuͤr jedes vollendete Jahr der Anwart⸗ 
ſchaft, gerechnet vom Tage der Aufnahme, nicht der Anmeldung des Anwaͤr⸗ 
ters, zu zahlen iſt, die uͤberſchießende Zeit daher nicht berechnet wird, und daß 
ferner die Verzinſung der nach Nr. 2. zu ſtundenden Einhundert Thaler Antritts⸗ 
geld bis zum Todestage des betreffenden Mitgliedes erfolgen muß, ſofern 
nicht das Antrittsgeld früher an die Kaffe gezahlt wird. 


§. 4. f 225 

Nach dem H. 3. des Statuts iſt für jede Kirche und für jedes Gymna⸗ 

ſium nur einer beſtimmten Anzahl von Geiſtlichen und Lehrern der Beitritt 
geftattet, und im H. 13. feſtgeſetzt, daß diejenigen wirklichen Mitglieder, welche 
(Nr, 5979) | in 


in den Ruheſtand treten oder in eine andere Stelle verſetzt werden, die Mit⸗ 


a gliedſchaft ferner behalten. Es wird nun zur näheren Erlaͤuterung hierdurch 
beſtimmt, daß bei der Berechnung der einer Kirche oder einem Gymnaſium 


zuſtehenden Stellen der Mitgliedſchaft nicht diejenigen dabei eingerechnet 
werden, welche emeritirte oder verſetzte Mitglieder jedesmal inne haben. 

N ö $. 5. a 

88 Mit Bezugnahme auf den H. 30. des Statuts wird hierdurch erwaͤhnt 
und feſtgeſetzt, daß nach dem Miniſterial⸗Reſkript vom 20. September 1851. 

zufolge Allerhoͤchſter Genehmigung die Zahlung der Penſionen bereits ſeit dem 

1. Januar 1852. in vierteljaͤhrlichen Raten praenumerando geleiſtet wird, 

und es hierbei auch fuͤr die Zukunft bewendet. 

f Berlin, den 11. Februar 1803. 


Dr. Fr. G. Lis eo, Prediger an St. Gertraud. 
Bonnell, Direktor des Friedrichs-Werderſchen Gymnaſſi. 
E.. Orth, Prediger der Friedrichs-Werderſchen Kirche. 
G. Liseo, Prediger an der Neuen Kirche. 
A. W. Zumpt, Profeſſor am Friedrich-Wilhelms-Gymnaſium. 
Jul. Richter, Profeſſor am Friedrichs-Werderſchen Gymnaſium. 
Dr. Max Strack, Oberlehrer am Königlichen Friedrich-Wilhelms⸗ 
Gymnaſium. i 
A. Runge, Profeſſor am Friedrichs-Gymnaſium. 1 
Dr. Chriſtian Ludwig Couard, Erſter Prediger zu St. Georgen. 
Dr. Johann Friedrich Bellermann, Direktor des grauen Kloſters. 
Dr. Friedrich Hofmann, Profeſſor am grauen Kloſter. 
J. Muͤllenſiefen, Prediger an St. Marien. 
Guſtav Schweder, Archidiakonus an St. Nikolai. 
Chriſtian Wilhelm Hetzel, Erſter Prediger an der Louiſenſtadt-Kirche 
und Superintendent. 8 i 
e nz Wilhelm Noel, Zweiter Prediger an der Louiſenſtadt⸗ 
r he. 5 
Heinrich. Ludwig Polsberw, Profeſſor am Koͤllniſchen Real⸗ 
Gymnaſium. 
Dr. Johann Friedrich Bachmann, Konſiſtorialrath und Pfarrer 
an St. Jacobi. N 
Dr. Hermann Rudolf Alexander Foß, Profeſſor am Königlichen 
Friedrich⸗Wilhelms-Gymnaſium. 
Johann Carl Friedrich Weitling, Archidiakonus an St. Petri. 
Schultz, Erſter Prediger an der Sophienkirche. 
Dr. a Auguſt, Direktor des Koͤllniſchen Realgymnaſiums zu 
Berlin. 
Carl Ferdinand Dahms, Zweiter Prediger zu St. Georgen. 
Heinrich Julius Leopold Selckmann, Profeſſor am Foͤllniſchen 
Realgymnaſium. 


(Nr. 5980 


hoͤchſter Erlaß vom 14. November 1864., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Chauſſeen 
von dem Sagertſchen Gehoͤft unweit Richtenberg über Meierei Raven⸗ 
horſt nach Loͤbnitz, und von Meierei Ravenhorſt uͤber die Foͤrſterei Carls⸗ 
hof nach Damgarten, . . 


(Ir. 3980.) Aller 


8 achdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſeen 
im Kreiſe Franzburg, Regierungsbezirk Stralſund: 1) von dem Sagertſchen Ge⸗ 
höft, unweit Richtenberg an der Chauffee von Richtenberg nach Tribſees, uͤber 
Meierei Ravenhorſt nach Loͤbnitz, und 2) von Meierei Ravenhorſt, an der Chauſſee 
zu 1. über die Förfterei Carlshof nach Damgarten genehmigt habe, verleihe Ich 
hierdurch dem Neuvorpommerſchen Kommunallandtage, welcher die Ausfuͤhrung 
des Baues und die kuͤnftige Unterhaltung der Chauſſeen uͤbernommen hat, das 
Expropriationsrecht fur die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Be⸗ 
zug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem Neuvorpommerſchen Kommunal⸗ 
Landtage gegen Uebernahme der künftigen chauffeemdßigen Unterhaltung der 
Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs, ein- 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie 
der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Be⸗ 
ſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung kommen. ; 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö f 


Berlin, den 14. November 1864. 
Wilhelm. 


v. Bodel ſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5980-5981.) (Nr. 5981.) 


2 — 78 


(Fr. 5981.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. November 1864., betreffend die Genehmigung 
zum Eiſenbahn-Anſchluſſe der Kohlengruben Weisweiler und Nothberge an 
die Rheiniſche Eiſenbahn. 


ch will nach Ihrem Antrage vom 18. November d. J. zu der von dem 
Eſchweiler Bergwerksverein beabſichtigten Herſtellung und Benutzung zweier 
mit Lokomotiven zu befahrenden Eiſenbahnen fuͤr Kohlentransport von den Kohlen⸗ 
gruben Weisweiler und Nothberge zum Anſchluſſe an die Rheiniſche Eiſenbahn 
zwiſchen den Bahnhöfen Langerwehe und Eſchweiler, nach Maaßgabe der Mir 
vorgelegten Plane, hierdurch Meine Genehmigung unter der Bedingung ertheilen, 
daß anderen Unternehmern ſowohl der Anſchluß an die neuen Bahnen mittelſt 
Zweigbahnen, als auch die Mitbenutzung der erſteren gegen zu vereinbarende 
eventuell von Ihnen feſtzuſetzende Fracht⸗ oder Bahngeldſaͤtze vorbehalten bleibt. 
Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗Unternehmun⸗ 
gen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften uͤber die Expropriation 
auf die neuen Anlagen Anwendung finden ſollen. 


Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz⸗ Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 
Berlin, den 28. November 1864. 
> Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


